
Stadt Emmerich am Rhein 26.06.2014 
Der Bürgermeister 
Fachbereich 5 -Planen und Verkehr- 
AZ 5/61 2601 
 
 
 
A k t e n v e r m e r k 
 
Bebauungsplanverfahren Nr. E 12/2 Weseler Straße / Südost-; 
hier: Anregungen Frau van Heukelum 
 
Am 26.06.2014 wurde Frau van Heukelum, Groendahlscher Weg 130, 46446 Emmerich am 
Rhein, im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB im 
Rathaus vorstellig, um sich die Planungsabsichten der Stadt Emmerich am Rhein, die mit der 
Bebauungsplanaufstellung E 12/2 Weseler Straße / Südost- und der 78. Flächennutzungs-
planänderung verbunden sind, darlegen zu lassen. 
 
Frau van Heukelum, Eigentümerin des im Verfahrensgebiet ansässigen landwirtschaftlichen 
Betriebes, regt an, die derzeitige Verbindung des landwirtschaftlichen Betriebes an den nörd-
lichen Bereich des Groendahlschen Weges über die Wegeparzelle Gemarkung Emmerich, 
Flur 13, Flurstück 559 planungsrechtlich zu sichern und zukünftig fortbestehen zu lassen. 
Andernfalls müsse man zur Bewirtschaftung der angrenzenden Felder einen verlängerten 
Weg ausgehend vom Hof, über den geplanten Bereich des Geh-, Fahr und Leitungsrechtes, 
fortführend  über die Weseler Straße, über die Netterdensche Straße und anschließend über 
den nördlichen Bereich des Groendahlschen Weges auf sich nehmen. 
 
Frau van Heukelum wurde darauf hingewiesen, dass der derzeitige Planungsstand der Er-
schließung noch nicht abschließend festgelegt ist. Im weiteren Verfahren wird geprüft, ob 
das für den landwirtschaftlichen Betrieb vorgesehene Geh-, Fahr- und Leitungsrecht  auf 
dem Flurstück 559 bis zum geplanten Wendehammer verlängert werden kann.  
 
 
 
 
Im Auftrag 
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Durch E-Mail:  
andrea.reinartz@stadt emmerich.de und 
Telefax: 02822 751599 
 
 
 
78. Änderung FNP  

Bebauungsplanverfahren E 12/2 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Frau Marja Vos hat mich gebeten, sie bei der Abgabe ihrer 

Stellungnahme zu den beiden o.g. Verfahren zu unterstützen. 

Ordnungsgemäße Bevollmächtigung wird anwaltlich 

versichert. 

I. Flächennutzungsplan  

In der Flächennutzungsplanänderung sehen Sie vor, eine 

Grünfläche entlang der Löwenberger Landwehr in eine 

gewerbliche Fläche umzuwandeln. 

Dem möchten wir widersprechen.  

Die im Flächennutzungsplan als Grundlage eines 

Bebauungsplans bislang vorgesehene Grünfläche grenzt 

die bestehende Löwenberger Landwehr  und das 

Bodendenkmal Tote Landwehr  sowohl von einer 

Bebauung (derzeit § 35 BauGB) als auch von einer 
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landwirtschaftlichen Nutzung ab. Dadurch werden, was noch einer 

differenzierten Betrachtung bedarf  vorhandene oder sinnvoller Weise zu 

entwickelnde/fortzuentwickelnde Biotope vor einer nutzungsbedingten 

gewerblichen oder anderen Inanspruchnahme geschützt.  

Dies rechtfertigt es, wenn es nicht sogar erforderlich ist, 

wenigstens die bisherigen Grünflächen aber auch darüber hinaus 

angrenzende Flächen als Flächen im Sinne des § 5 Abs. 2 Nr. 10 

und Abs. 2a BauGB als Flächen zum Ausgleich im Sinn des § 1a 

Abs. 3 BauGB darzustellen  vgl. insoweit anliegenden Auszug aus 

der Planunterlage des Bebauungsplanes mit Einzeichnungen. 

Würde der Grünstreifen im FNP erhalten bleiben, würde das die 

grundsätzliche Festsetzung eines Gewerbegebiets in einem B-Plan 

keineswegs ausschließen. In der Gliederung des Gewerbegebiets müsste 

dann allerdings auch der Grünstreifen und die Flächen für Ausgleich und 

Ersatz als eine entsprechende Festsetzung vorgesehen werden.  

Dies erachten wir nicht nur im privaten, sondern auch im öffentlichen Interesse 

als angemessen, da die im FNP  immerhin eine gemeindliche Zielplanung - 

bisher vorgesehene Nutzung durch Flora und Fauna weiterhin erreichbar 

bliebe bzw. ausgebaut werden könnte.  

Gründe, warum von dieser im FNP vorgesehenen Zielplanung abgewichen 

werden sollte, sind nicht bekannt. Die Tatsache, dass im 

Gebietsentwicklungsplan für den Regierungsbezirk Düsseldorf insoweit 

undifferenziert ASB dargestellt ist, spricht nicht gegen die Beibehaltung der 

dargestellten Grünfläche.  

Sollte es sich bei dem Grund für die Streichung als Grünfläche um 

wirtschaftliche Interessen handeln, sind diese  das zeigt ein Blick auf die 

vorgesehenen Festsetzungen des Bebauungsplans  nicht wesentlich, da die 

vorgesehenen Baufenster die im bisherigen FNP dargestellte Grünfläche  

wenn überhaupt - nur im geringen Umfang tangieren. 

Zu berücksichtigen ist auch, dass die Beibehaltung bzw. die Ausdehnung der 

Grünfläche im Rahmen des B-Planverfahrens den erforderlichen Ausgleich 
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und dafür anzusetzende Kosten erheblich reduzieren würde, weil bereits 

bestehende Naturstrukturen erhalten bleiben, nicht ersetzt  werden müssten 

und Flächen, die derzeit nach Ihren Angaben z.B. landwirtschaftlich genutzt 

werden, für die erforderlichen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen mit einer 

höheren Ersatzwertigkeit zur Verfügung stehen würden. 

Diese Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen vorzuhalten erscheint 

insbesondere deshalb auch angezeigt, weil die Löwenberger Landwehr und 

auch die Tote Landwehr  jedenfalls erhebliche Teile derselben - bereits jetzt 

eine schützenswerte naturräumliche Struktur aufweisen, die auch außerhalb 

der Baufenster nicht durch Lager- oder sonstige gewerblich zu nutzende 

Flächen im Sinne des § 23 Abs. 5 BauNVO gestört werden sollte.  

Die Ergänzung dieser naturräumlichen Flächen steigert auch den Wert der 

vorhandenen naturräumlichen Flächen. 

 

II. Bebauungsplan 

Vorstehendes gilt für die Festsetzungen des Bebauungsplans entsprechend. 

 Die bisher naturräumlich genutzten Grünflächen entlang der Löwenberger 

Landwehr werden ohne Not durch eine Festsetzung als gewerbliche 

Bauflächen in Anspruch genommen.  

Im Hinblick auf die geplanten Baufenster kann zwar daran angrenzend nicht 

jede Nutzung im Sinne des § 23 Abs. 5 BauNVO unbegrenzt ausgeschlossen 

werden. Es sollte aber möglich sein, die im bisherigen Flächennutzungsplan 

vorgesehenen Grünflächen zu erhalten und erheblich auszudehnen, um sie 

naturräumlich auszubauen, soweit die Flächen nicht bereits heute im 

Zusammenhang mit der Löwenberger Landwehr schützenswerte Strukturen 

aufweisen. 

Es wird daher angerregt, jedenfalls den nur auf 5 Meter begrenzten 

Grünstreifen an der Löwenberger Landwehr und auch an der Toten 

Landwehr erheblich auszuweiten und durch angrenzende Flächen 

für Maßnahmen gemäß § 1a Abs. 3 Satz 2 BauGB zu ergänzen.  
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Wenn, wie der Bebauungsplanentwurf aufzeigt, bereits zwischen der Weseler 

Straße und den als Gewerbeflächen vorgesehenen Grundstücken ein Abstand 

von ca. 20 Meter als Grünstreifen genutzt werden soll, erscheint es sehr 

angezeigt, den Abstand zur Löwenberger Landwehr auf erheblich mehr als 20 

Meter auszudehnen.  

Die Funktion des Grünstreifens an der Weseler Straße erschließt sich zwar 

nicht aus den uns vorliegenden Unterlagen.  

Ggf. handelt es sich dabei aber nur um ein optisches, gestalterisches Element, 

das bei der Entwicklung früherer Gewerbegebiete  sichtversperrend und für 

die optische und werbende Darstellung der Betriebe wenig sinnvoll - 

eingeführt wurde. Eine optische oder sonstige Abschirmung  der 

innerstädtischen Straße, Weseler Straße, vom künftigen Gewerbegebiet ist 

derzeit nicht begründet. 

Jedenfalls wird durch diesen 20-Meterstreifen an der Weseler Straße 

erheblich viel Fläche als Grünfläche mit nur geringem naturräumlichen Wert 

genutzt, die besser andernorts in einer wertvolleren Art und Weise 

naturräumlichen Zwecken dienen könnte.  

Würde man den Grünstreifen dort  wenn man einen überhaupt vorsehen 

sollte - auf z.B. 2 Meter begrenzen und dafür die Grünflächen an der 

Löwenberger Landwehr erheblich ausweiten, wäre dies auch wirtschaftlich 

betreffend den Flächenverbrauch sinnvoll. Immerhin sind die vorgesehenen 

Baufenster an der Löwenberger Landwehr nicht groß dimensioniert und die 

Flächen im Sinne des § 23 Abs. 5 BauNVO in diesem Umfang kaum 

betrieblich notwendig, zumal solche Nutzungsmöglichkeiten durch die 

Freileitung sehr gering sein dürften. 

Dies führt zu der weiteren Anregung, die Flächen an der Löwenberger 

Landwehr  siehe hierzu den beigefügten Planausschnitt - für Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen vorzusehen und im Zuge der Nutzung der Gewerbeflächen 

auszubauen.  

Bereits jetzt ist die Löwenberger Landwehr ein schützenswertes Biotop. Durch 

eine Addition weiterer Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und 
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deren Umsetzung könnten diese Funktionen gestützt und gefestigt werden, 

zumal die Distanz zu den gewerblich zu nutzenden Flächen vergrößert und 

dadurch auch das insoweit vorhandene Störpotential erheblich reduziert 

werden würde.  

Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 
Franz Kulka 
Rechtsanwalt 
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Unitymedia NRW GmbH | Postfach 10 20 28 | 34020 Kassel  Bearbeiter(in):  

Abteilung: Zentrale Planung 

Direktwahl: 

E-Mail: ZentralePlanungND@umkbw.de 

Vorgangsnummer: 114562 

 
Stadt Emmerich am Rhein 
Frau Reinartz 
Postfach 100 864 
46428 Emmerich am Rhein 

 

Datum   
11.06.2014 

Az.: 5/ 61 2601 ar 
Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes E 12/2 sowie 78. Änderung des 
Flächennutzungsplanes 
 

Sehr geehrte Frau Reinartz, 

vielen Dank für Ihre Informationen. 
 
Im Planbereich liegen keine Versorgungsanlagen der Unitymedia NRW GmbH. Wir sind grundsätzlich daran 
interessiert, unser glasfaserbasiertes Kabelnetz in Neubaugebieten zu erweitern und damit einen Beitrag zur 
Sicherung der Breitbandversorgung für Ihre Bürger zu leisten.  
 
Ihre Anfrage wurde an die zuständige Fachabteilung weiter geleitet, die sich mit Ihnen zu gegebener Zeit in 
Verbindung setzen wird. Bis dahin bitten wir Sie, uns am Bebauungsplanverfahren weiter zu beteiligen. 
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte geben Sie dabei immer unsere oben stehende 
Vorgangsnummer an. 
 
 
Freundliche Grüße 
 
 
Zentrale Planung Unitymedia Kabel BW 
 
 
 
 
 
 
 
 

Änderung der Adressdaten bei Unitymedia Kabel BW 
Bitte richten Sie Ihre Anfragen ab sofort an folgende Adressen: 

eMail: ZentralePlanungND@umkbw.de oder 

Postanschrift:  Unitymedia NRW GmbH, Postfach 10 20 28, 34020 Kassel 



  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Datum 17.06.2014 
Seite 1 von 1 
 
 
Aktenzeichen: 
22.5-3-5154008-227/14/ 

bei Antwort bitte angeben 

 

Herr Schwiering 

Zimmer 116 

Telefon: 

0211 475-9710 

Telefax: 

0211 475-9040 

kbd@brd.nrw.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dienstgebäude und 

Lieferanschrift: 

Mündelheimer Weg 51 

40472 Düsseldorf 

Telefon: 0211 475-0 

Telefax: 0211 475-9040 

poststelle@brd.nrw.de 

www.brd.nrw.de  

 

Öffentliche Verkehrsmittel: 

DB bis D-Flughafen, 

Buslinie 729 - Theodor-Heuss-

Brücke 

Haltestelle: 

Mündelheimer Weg 

Fußweg ca. 3 min 

 

Zahlungen an: 

Landeskasse Düsseldorf 

Konto-Nr.: 4 100 012 

BLZ: 300 500 00 Helaba 

IBAN: 

DE41300500000004100012 

BIC: 

WELADEDD 

 

 

Bezirksregierung Düsseldorf, Postfach 300865, 40408 Düsseldorf 

Bezirksregierung Düsseldorf 

Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) / Luftbildauswertung 
Emmerich, Bebauungsplan Nr. E12/2 
 
Ihr Schreiben vom 05.06.2014, Az.: 32 23 05  
 XXX1 
 
 
Luftbilder aus den Jahren 1939 - 1945 und andere historische Unterlagen 
liefern Hinweise auf vermehrte Kampfhandlungen im beantragten Be-
reich. Insbesondere existiert ein konkreter Verdacht auf Kampfmittel bzw. 
Militäreinrichtungen des 2. Weltkrieges (Bombenblindgänger, Laufgraben 
und Schützenloch). In der beigefügten Karte sind lediglich die konkreten 
Verdachte dargestellt. Ich empfehle eine Überprüfung der konkreten 
Verdachte sowie der zu überbauenden Fläche auf Kampfmittel, so-
fern diese nicht vollständig innerhalb der geräumten Fläche liegt. 
Die Beauftragung dieser Überprüfung erfolgt über das Formular Antrag 

auf Kampfmitteluntersuchung auf unserer Internetseite¹. 
 
Zur Festlegung der weiteren Vorgehensweise wird um Terminabsprache 
für einen Ortstermin gebeten. Verwenden Sie dazu ebenfalls das Formu-
lar Antrag auf Kampfmitteluntersuchung. 
 
Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie 
Rammarbeiten, Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc. empfehle ich zu-
sätzlich eine Sicherheitsdetektion. Beachten Sie in diesem Fall auf unse-
rer Internetseite das Merkblatt für Baugrundeingriffe. 
 
Weitere Informationen finden Sie auf unserer Internetseite  
www.brd.nrw.de/ordnung_gefahrenabwehr/kampfmittelbeseitigung/index.jsp 
 
Im Auftrag 
 
 
(Schwiering) 

Stadt Emmerich am Rhein 
Ordnungsamt 
Postfach 100 864 
46428 Emmerich 
 
XXX012 
 

 

 

Durchschrift 

¹ Zur Kampfmittelüberprüfung werden zwingend Betretungserlaubnisse der betroffenen Grundstü-
cke und eine Erklärung inkl. Pläne über vorhandene Versorgungsleitungen benötigt. Sofern keine 
Leitungen vorhanden sind, ist dieses schriftlich zu bestätigen. 
 










































